
Beobachtungen zur 59. Tagung des 

UN-Menschenrechtsrates 

16. Juni bis 8. Juli 2025  

“The world is drying up.” 

Deutschland in der Debatte am 26.6.2025 

In der Haut von Volker Türk möchte man nicht stecken. Zu Beginn jeder Tagung des 
Menschenrechtsrates muss er einen globalen Überblick geben, der bis auf den einen oder 
anderen Lichtblick schon an sich schwer verdaulich ist. Doch mit jedem Mal scheint die Liste 
der Menschenrechtsverbrechen länger, das Ausmaß der Grausamkeiten ungeheuerlicher und 
die Ignoranz der Verantwortlichen unfassbarer. Hört ihm jemand zu? Das mag er sich wohl 
selbst manchmal fragen.  

Hören sollten die Botschaft unter anderem die in Europa und Berlin Regierenden, die in den 
Berichten Volker Türks und auch seiner Vorgängerin immer häufiger und kritischer adressiert 
werden. In der jüngsten Rede etwa diejenigen Staats- und Regierungschefs, die vom 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte eine Neuauslegung der Rechtsprechung im 
Bereich Migration gefordert hatten. Der Hochkommissar forderte die EU-Länder 
nachdrücklich auf, die Menschenrechte in den Mittelpunkt neuer Regelungen zur Steuerung 
der Migration zu stellen, auch durch die Ausweitung sicherer und regulärer Wege.  

Deutlich wie nie musste er die Angriffe gegen regionale und internationale Institutionen 
kritisieren, deren Arbeit und vor allem Unabhängigkeit für die Einhaltung von Menschen- und 
Völkerrecht unabdingbar sind. Den Internationalen Strafgerichtshof mit Sanktionen gegen 
Richter*innen und Ankläger*innen hob er besonders hervor. Im Dialog mit der 
Sonderberichterstatterin für die Unabhängigkeit von Richtern und Rechtsanwälten 
kritisierten zahlreiche Staaten diese Sanktionen deutlich. Direkte oder indirekte Folgen für 
Sonderberichterstatter*innen bzw. –mechanismen wurden in der Tagung wiederholt sichtbar 
und werden nachfolgend noch thematisiert. 

Trotz alldem sollten unbedingt auch diese Worte des Hochkommissars Gehör finden – 
wenigstens bei den Leser*innen dieses Berichts: „As disturbing as all this pushback is, we 
must not fall for the hype.“ 

Die omnipräsente eskalierende Finanznot des OHCHR gehört ebenfalls zu den Angriffen 
gegen die Menschenrechtsinstitutionen und ist zu einem Dauerthema in diesen Berichten 
geworden. Während für die Frühjahrstagung hier noch vom „Elefant im Raum“ die Rede war, 
waren die ersten Schäden nun für alle offensichtlich und lassen ahnen, dass reichlich 
Elefanten unterwegs sind.  

Die Tagesordnung wurde bis kurz vor Beginn mehrfach geändert, weil aufgrund der 
Einsparvorgaben Redezeiten gekürzt und einige Debatten gestrichen bzw. mit anderen 
zusammengelegt wurden und mehrere OHCHR-Berichte nicht vorgetragen werden konnten. 
Einige Vorschläge, die von NGOs kritisiert worden waren, konnten abgewendet werden. Die 
59. Tagung war schließlich drei Tage kürzer als geplant. Angesichts der Umstände konnte 
wenig überraschen, dass der Hochkommissar zudem eine Liste vorlegte mit für 2025 
mandatierten Aufgaben, Berichten und Diskussionen, die vom OHCHR vorerst nicht 
umgesetzt werden könnten. „Despite intensive mitigation efforts, I regret that, for the 

https://www.norway.no/en/missions/wto-un/nig/statements/hr/hrc/hrc-59th-session--16-june---9-july2025/hrc59idsrijl2/#:~:text=As%20States%20Parties%20to%20the,well%2Dbeing%20of%20the%20world.
https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2025/06/hc-turk-updates-human-rights-council-we-need-strongest-possible
https://www.forum-menschenrechte.de/wp-content/uploads/2025/05/FMR-Bericht-zur-58.-Tagung-des-UN-MRR.pdf
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second consecutive year, the Office will not be able to deliver all the activities mandated by 
the Council in full and on time.“ Liste und Erläuterungen sind als Anlage beigefügt. Darunter 
fällt auch die Untersuchungskommission für die Demokratische Republik Kongo, die erst im 
Februar während einer Sondersitzung beschlossen worden war. Angesichts des 
präzedenzlosen Ausmaßes dieser Streichungen nun von den Staaten ein kollektives 
Bekenntnis zur zukünftig angemessenen Finanzierung der UN-Menschenrechtsarbeit zu 
erwarten, wäre naiv. Stattdessen gab es Diskussionen um die Auswahl der Streichungen, die 
bekannte Kritik an Unabhängigkeit des OHCHR und Versuche, auf diesem Weg gleich ganz mit 
den Ländermandaten aufzuräumen. Beschlossen wurde schließlich eine Entscheidung des 
Menschenrechtsrates, die vom Hochkommissar zusätzliche Informationen und Transparenz 
einfordert. 

Dies macht einmal mehr deutlich, wie sehr die seit nunmehr sieben Jahren andauernde 
„Liquiditätskrise“ ein Euphemismus für eine inzwischen fundamentale politische Krise ist. 
Schon länger zahlen manche Staaten ihre UN-Beiträge spät oder reduziert. Die USA fallen 
unter Präsident Trump derzeit nahezu aus als bisher größter Beitragszahler und China zahlt 
nur mit erheblicher Verspätung, was zusammen den Löwenanteil des aktuellen Defizits 
ausmacht. 116 Staaten zahlten bis zum 14. Juli ihre regulären UN-Beiträge, davon nur 49. 
fristgerecht bis Februar. Und nur knapp 5% der dieser regulären Beiträge sind überhaupt für 
die Menschenrechtssäule vorgesehen. 

Zu diesem traurigen Bild gehören auch die wegbrechenden Förderungen, mit denen NGOs 
weltweit konfrontiert sind, weil nicht nur die USA, sondern auch andere Staaten ihre Budgets 
für Menschenrechte, Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe kürzen, oft 
zugunsten von Verteidigungsausgaben. Der Hochkommissar schilderte in seinem Bericht, 
dass rund drei Viertel der Organisationen, mit denen das OHCHR zusammenarbeitet, mehr 
als 40% Kürzungen ihrer Budgets erwarten. „That means fewer early warnings; less advocacy 
for people who are wrongly imprisoned; fewer investigations into abuses and violations; less 
accountability.” 

 

Gender-Themen – Konsens ohne Konsens 

Die Sommertagung des Menschenrechtsrates gilt traditionell als „Gender Council“, weil 
gleich mehrere Resolutionen und Debatten zu diesem Themenkomplex auf der 
Tagesordnung stehen. Hierzu gehörten diesmal die Mandatsverlängerung der Arbeitsgruppe 
zu Diskriminierung gegen Frauen und Mädchen, Resolutionen zur Beendigung weiblicher 
Genitalverstümmelung, zur Stärkung von Frauen und Mädchen durch Sport und zur 
Beschleunigung der Bemühungen zur wirtschaftlichen Stärkung von Frauen sowie die 
Resolution zur Beseitigung aller Formen von Gewalt gegen Frauen und Mädchen, in diesem 
Jahr mit Fokus auf Prävention durch die Verwirklichung wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Rechte.  

Obwohl diese Resolutionen alle im Konsens verabschiedet werde konnten, zeigten die 
Debatten erneut, wie vehement immer wieder versucht wird, das lange etablierte Gender-
Konzept in Frage zu stellen, die körperliche Autonomie von Frauen und Mädchen zu 
bestreiten, sexuelle und reproduktive Rechte abzuerkennen und umfassende 
Sexualerziehung zu verweigern. In Bezug auf die Resolution zu Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen schlug sich dies in neun „feindlichen“ Änderungsanträgen nieder. Allein sechs 
davon wurden von Russland eingebracht, aber zurückgezogen. Drei weitere (darunter die 

https://www.un.org/en/ga/contributions/honourroll.shtml
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Streichung der körperlichen Autonomie und die Abwertung sexueller und reproduktiver 
Rechte im Text) brachte Bahrain im Namen der Gruppe arabischer Staaten ein. Auch wenn 
diese Änderungsanträge mit deutlicher Mehrheit abgelehnt oder zurückgezogen wurden, 
dürfen über Jahrzehnte erkämpfte und etablierte Standards also längst nicht für 
selbstverständlich genommen werden.  

Dies zeigte sich auch in der Debatte mit der Sonderberichterstatterin zu Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen, Ream Alsalem. Schon mehrmals zuvor hatte sie mit regressiven 
Aussagen, insbesondere in Bezug auf die Rechte von Trans*Personen, für Irritationen gesorgt. 
Im Juni stellte sie im Menschenrechtsrat ihren jüngsten Bericht vor zu „Sex-based violence 
against women and girls“ und führte aus, warum sie das biologische Geschlecht von Frauen 
für eine zentrale Ursache für Diskriminierung und Gewalt gegen sie halte. Zahlreiche Staaten, 
darunter deutlich auch die EU, kritisierten dies in der Debatte als Rückschritt hinter das seit 
Jahrzehnten anerkannte Konzept von genderbasierter Gewalt. NGOs warfen ihr vor, mit 
ihrem längst überkommenen Narrativ Gewalt und Diskriminierung vielmehr 
aufrechtzuerhalten. Zustimmend äußerten sich hingegen Staaten, die dem Genderkonzept 
kritisch oder gar ablehnend gegenüberstehen und dies durch den Bericht entsprechend 
legitimiert sehen. Kritische Berichterstattung über die Debatte veranlasste Alsalem dazu, auf 
ihrer Webseite Stellung zu nehmen und ihre Position zu bekräftigen, ohne aber die Kritik 
tatsächlich zu reflektieren. In den verbleibenden zwei Jahren des Mandats dürfte eine 
progressive Entwicklung von Reem Alsalem nicht mehr zu erwarten sein, was die 
Schadensbegrenzung zu einer Herausforderung machen dürfte. 

Umso erfreulicher war es, dass das immer wieder streitige Mandat des Unabhängigen 
Experten zum Schutz vor Gewalt und Diskriminierung aufgrund von sexueller Orientierung 
und Geschlechtsidentität (SOGI) für weitere drei Jahre verlängert wurde. Anders als bei den 
zuvor genannten Resolutionen gab es hierfür zwar noch nie einen Konsensbeschluss, doch 
dieses Mal gab es das beste Abstimmungsergebnis überhaupt mit 29 Ja-Stimmen (15 Nein 
und 3 Enthaltungen) und erstmals auch keinen der gewohnten Änderungsanträge der 
Organisation Islamischer Staaten. In Grund dafür lag sicher auch in der Entscheidung, nur 
eine sehr kurze, rein auf die Mandatsverlängerung beschränkte Resolution einzubringen. 
Erstaunlich, was Deutschland in der Aussprache zum Bericht des Experten unter anderem 
erklärte: “In some countries, instead of being provided with protection against violence and 
discrimination as required by international human rights law, [LGBTIQ persons] are being 
persecuted by the state. And when they flee such persecution, they encounter further abuse 
in transit and sometimes also host countries, as this report shows. Germany´s support for all 
asylum-seekers includes safe housing, psychosocial care and legal assistance.” 

 

Schutz von zivilgesellschaftlichem Engagement 

Alle 14 Stunden ein*e Menschenrechtsverteidiger*in oder Journalist*in getötet oder 
verschwunden – so die brutale Statistik, die Volker Türk anhand der vom OHCHR registrierten 
Daten ausführte.  

In mehreren Resolutionen bestätigte der Menschenrechtsrat im Konsens den notwendigen 
Schutz zivilgesellschaftlicher Handlungsräume und der Sicherheit für Journalist*innen und 
Medienschaffende und sowie das Recht auf Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit. Was 
dies jeweils konkret bedeutet, war in den Verhandlungen jedoch Gegenstand vieler 
Diskussionen, und auch zivilgesellschaftliche Akteure sparten nicht mit Kritik.   

https://www.eeas.europa.eu/delegations/un-geneva/eu-statement-hrc59-interactive-dialogue-special-rapporteur-violence-against-women-and-girls_en
https://womendeliver.org/press/joint-statement-concerning-the-call-for-input-by-the-special-rapporteur-on-violence-against-women-and-girls/
https://genevasolutions.news/human-rights/un-expert-wants-to-make-women-s-rights-about-biology-campaigners-warn-its-anti-gender-rhetoric
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/women/sr/activities/2025-07-21-stm-global-solutions.pdf
https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2025/06/hc-turk-updates-human-rights-council-we-need-strongest-possible
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Die Resolution zum „Civil society space“ (überregional verantwortet von Irland, Chile, Japan, 
Sierra Leone und Tunesien) führt nicht nur die zahlreichen Repressionen auf, die 
zivilgesellschaftliche Handlungsräume seit Jahren schwinden lassen – darunter physische 
Übergriffe, repressive Gesetze und Kriminalisierung, Einsatz moderner 
Überwachungstechnologien, etc.. Kritisiert wird auch die Zunahmen von strategischen Klagen 
gegen öffentliche Beteiligung (strategic lawsuits against public participation, SLAPPs) und hier 
ausdrücklich auch Unternehmen als verantwortlich genannt. Die Notwendigkeit zur 
Finanzierung zivilgesellschaftlicher Arbeit wird betont und entsprechende Gesetze, die 
finanzielle Förderung (auch solche aus dem Ausland) von Organisation politisch motiviert 
behindert oder verbietet, werden kritisiert – die gravierenden Finanznöte allzu vieler NGOs 
aber nicht erwähnt. Und, wie schon bei der Menschenrechtsverteidiger-Resolution im 
Frühjahr, werden auch hier die zunehmenden grenzüberschreitenden Versuche, 
zivilgesellschaftliche Akteure, Menschenrechtsverteidiger, Journalisten und 
Medienschaffende einzuschüchtern oder zum Schweigen zu bringen, in die lange Liste der 
besorgniserregenden Übergriffe aufgenommen. Dass hier ein Nerv getroffen ist, zeigte sich 
auch daran, dass weitergehende Formulierungen zu transnationalen Repressionen in den 
Verhandlungen dem Konsens geopfert werden mussten.  

Umso wichtiger ist ein neues Briefing Papier, welches vom OHCHR in einer Veranstaltung am 
Rande dieses Menschenrechtsrates vorgestellt wurde. Hierin werden die Verbreitung, die 
Formen und Auswirkungen transnationaler Repressionen sowie notwendige 
Gegenmaßnahmen anschaulich erläutert. 

SLAPPs und transnationale Repressionen wurden auch in die Resolution zur Sicherheit von 
Journalisten als wichtige Entwicklungen aufgenommen. Ausführlich werden darin die Staaten 
aufgefordert, die vielfältige Überwachung und Manipulation der Arbeit von Journalisten 
mittels moderner Technologien zu verhindern bzw. zu unterlassen. Auch die schwindende 
Medienvielfalt und -unabhängigkeit in Folge von Übernahmen, politischer Einflussnahme und 
Regulierungen, wird als bedrohliche Entwicklung herausgestellt.  

Die Resolution zur Verlängerung des Mandats der Sonderberichterstatterin zu 
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit um weitere drei Jahre betont ebenfalls und 
besonders ausführlich, dass nationale Regelungen zur Finanzierung zivilgesellschaftlicher 
Aktivitäten im Einklang mit menschenrechtlichen Verpflichtungen stehen müssen und nicht 
zur Einschränkung dieser Arbeit missbraucht werden dürfen.  

Anders als in den drei vorgenannten Resolutionen kommen zivilgesellschaftliche Akteure in 
der Resolution zu Menschenrechten und Klimawandel nur als Randnotiz vor. Die 
unverzichtbare Rolle, die Umweltaktivist*innen und Menschenrechtsverteidiger*innen bei 
der Förderung und dem Schutz der Menschenrechte und der Umwelt spielen, insbesondere 
im Zusammenhang mit dem Klimawandel, bleibt eine Leerstelle im Text. 

Dies gilt leider auch für den Verweis auf den Ausstieg aus fossilen Brennstoffen, der in 
diesem Kontext doch inzwischen eine Selbstverständlichkeit sein sollte. Die 
Sonderberichterstatterin zum Klimawandel hatte gerade in dieser Tagung ihren jüngsten 
Bericht zu eben dieser Abkehr von fossilen Brennstoffen vorgestellt. Deutschland erklärte in 
dieser Aussprache, die schrittweise Abkehr von der Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen 
sei ein wesentlicher Bestandteil ganzheitlicher Klimaschutzmaßnahmen und des Übergangs 
zu einer klimaneutralen Wirtschaft. („We fully agree that phasing out fossil fuel dependence 
is an essential component of holistic climate action and the transition towards a carbon-
neutral economy.”) Eine gewisse Diskrepanz zur Regierungspolitik ist offensichtlich. 

https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/publications/transnational-repression-1-en.pdf
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Der Grund für den fehlenden Bezug zum Ausstieg aus fossiler Energie wird bei den USA 
vermutet. Die Marschall Inseln und weitere Staaten hatten sich in den Verhandlungen für 
einen expliziteren Text eingesetzt und schließlich sogar einen entsprechenden 
Änderungsantrag verfasst1. Dass dieser in letzter Minute zurückgezogen wurde und dafür 
noch kleinere Änderungen in die Resolution kamen, wird auf Druck der USA zurückgeführt, 
die dem Menschenrechtsrat offenbar noch nicht so konsequent den Rücken gekehrt haben, 
wie von der Trump-Administration angekündigt. 

 

Länderresolutionen 

Für Aufregung sorgte die anstehende Verlängerung des Mandats des 
Sonderberichterstatters zu Eritrea. Die entsprechende, wie bisher von der EU eingebrachte 
Resolution kritisiert die gravierenden Menschenrechtsverletzungen in dem Land ebenso wie 
die fortgesetzte Weigerung der eritreischen Regierung, mit dem Sonderberichterstatter zu 
kooperieren. Eritrea überraschte jedoch mit einer eigenen Resolution, welche die 
Beendigung des Berichterstatter-Mandats vorsah und die Regierung Eritreas aufforderte, 
„ihre Kooperation mit internationalen Menschenrechtsmechanismen aufrechtzuerhalten und 
zu stärken“. Mitgetragen wurde diese Initiative von Belarus, Iran, Nordkorea, Russland, Sudan 
und Venezuela. Sudan versuchte zudem noch, mit einem mündlich vorgetragenen 
Änderungsantrag die anstehende Verlängerung als letztmalig festzuschreiben, wofür nur 
Sudan selbst mit JA stimmte. Eritrea scheiterte mit seiner Initiative mit 4 JA, 25 NEIN und 13 
Enthaltungen, während der Mandatsverlängerung 23 Staaten zustimmten, 4 diese ablehnten 
und 20 sich enthielten. Trotz dieser recht deutlichen Unterstützung für das Mandat und der 
ebenso deutlichen Niederlage für den eritreischen Versuch gibt es keinen Grund für 
Entwarnung. Die Bemühungen zahlreicher Staaten, die Ländermandate lieber heute als 
morgen loszuwerden, sind nicht neu und könnten mit solchen Vorstößen in Kombination mit 
den Sparzwängen Rückenwind bekommen. Auch die Enthaltungen einiger afrikanischer 
Staaten sind angesichts der massiven Menschenrechtsverletzungen in Eritrea kein Grund zur 
Freude.  

Zur Lage in Gaza, für die es kaum noch angemessene Worte zur Beschreibung gibt, und in 
den besetzten Gebieten berichteten in dieser Tagung sowohl die Untersuchungskommission 
wie auch die Sonderberichterstatterin. In die Debatte mit der Untersuchungskommission 
brachte sich tatsächlich auch Deutschland mit einer Stellungnahme ein – theoretisch 
zumindest, denn aus Zeitgründen wurde die Wortmeldung zurückgezogen. Nachzulesen ist 
aber unerwartet deutlich: “Israel’s actions in exercising its right to defend itself against 
armed attacks must be in line with international law and human rights law:  access to 
humanitarian assistance must be ensured at scale and across Gaza, UN and iNGOs must be 
allowed to work without restrictions, imminent famine needs to be averted, safe shelters for 
civilians need to be provided and humanitarian workers must be protected. Any violations of 
international humanitarian law will have to be independently and impartially investigated 
and prosecuted.” 

Die Sonderberichterstatterin Francesca Albanese gerät derweil immer tiefer in den Strudel 
der politischen Auseinandersetzungen. Der Koordinierungsausschuss der 

                                                           
1
 Darin wurde für Paragraf 6 der Resolution vorgeschlagen: „Calls for deep and rapid cuts in global emissions, in line with 

1.5°C pathways – including by transitioning away from fossil fuels in energy systems, in a just, orderly and equitable manner 
– to avert, minimize and address loss and damage from extreme weather and slow-onset climate events that have an 
adverse impact on the enjoyment of human rights.” 

https://genevasolutions.news/climate-environment/marshall-islands-drops-fossil-fuels-push-at-un-rights-council-amid-backroom-pressure
https://hrcmeetings.ohchr.org/HRCSessions/RegularSessions/59/Pages/Statements.aspx?SessionId=88&MeetingDate=17/06/2025%2000:00:00
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Sondermechanismen musste sich seit längerem mit Anschuldigungen Israels und anderer zu 
vermeintlichen Mandatsüberschreitungen und Fehlverhalten Albaneses befassen. Das 
Präsidium des Menschenrechtsrates nahm am 18. Juni offiziell zu Protokoll, dass der 
Ausschuss keine Hinweise für Verstöße gegen den Verhaltenskodex gefunden habe. Hingegen 
seien Einschüchterungen und Repressionen gegen Mandatsträger des MRR 
besorgniserregend und Beleidigungen, persönliche Angriffe und Attacken nicht akzeptabel. 
Davon unbeeindruckt ging die US-Regierung sogar noch weiter und belegten Francesca 
Albanese am 9. Juli mit Sanktionen aufgrund ihrer Zusammenarbeit mit dem Internationalen 
Strafgerichtshof.  

Einen Tag zuvor hatte die Vorsitzende der Untersuchungskommission, Navi Pillay, dem 
Präsidenten des Menschenrechtsrates mitgeteilt, dass sie das Mandat mit Wirkung zum 3. 
November niederlegen werde, und gab dafür ihr Alter (83), medizinische Gründe und weitere 
Verpflichtungen an. Miloon Kothari und Chris Sidoti schlossen sich diesem Schritt an, um 
damit eine Neuzusammensetzung der Kommission zu ermöglichen. Alle drei wiesen 
Spekulationen zurück, ihr Rücktritt seit der Angst vor Sanktionen oder sonstigem externen 
Druck geschuldet. 

Die jährliche Resolution zu Myanmar (“Situation of human rights of Rohingya  Muslims and 
other minorities in Myanmar”) wurde im Konsens angenommen und ist dieses Mal 
zurückhaltender formuliert, was die Rückkehr der geflüchteten Rohingya angeht. Die 
Respektierung des non-refoulement Gebots wird ausdrücklich gefordert. Neben dem Militär 
wird auch die Arakan  Army für die Gewalt gegen Rohingya im Bundesstaat Rakhine 
verantwortlich gemacht. Im Hinblick auf die drastisch verschlechterte humanitäre Versorgung 
in den Flüchtlingslagern in Bangladesch werden die abrupten Kürzungen der finanziellen 
Unterstützung und die ungewissen Aussichten auf weitere Hilfe deutlich bedauert und alle 
Geberländer zu besonderen Anstrengungen aufgefordert.  
Waffenexporte und Flugbenzinverkauf an die Armee, die für die Fortsetzung der 
gewaltsamen Kämpfe notwendig sind, bleiben allerdings auch in dieser Resolution wieder 
unerwähnt. 

Es bleibt schließlich noch zu erwähnen, dass in dieser Sitzung auch zwei Länder auf der 
Tagesordnung des Menschenrechtsrates standen, die es sonst immer wieder schaffen, genau 
dies zu verhindern. Zu Iran und Ägypten wurden die UPR-Empfehlungen verabschiedet. Iran 
lehnt über die Hälfte der Empfehlungen ab und auch die ägyptische Regierung zeigte 
keinerlei Bereitschaft, zukünftig von willkürlichen Verhaftungen, Übergriffen gegen 
Zivilgesellschaft und anderen schweren Menschenrechtsverletzungen abzusehen.  

 

Menschenrechtsrat 2025 

61st session 23. Februar – 3. April 2026 

62nd session  15. Juni – 10. Juli 2026 

63rd session  7. September – 9. Oktober 2026 

 
 
Wie immer ist dieser Bericht eine subjektive Auswahl der Beobachterin. Alle Resolutionen und die meisten 
Statements der 59. Tagung sind auf der Webseite des Menschenrechtsrates dokumentiert. 
 
31. Juli 2025 
Dr. Silke Voß-Kyeck 
für das Forum Menschenrechte  

https://hrcmeetings.ohchr.org/PresidencyBureau/BureauRegionalGroupsCorrespondence/BMeetings2014DL/Bureau%20meeting%20minutes%20of%2018%20June%202025.docx
https://www.state.gov/releases/office-of-the-spokesperson/2025/07/sanctioning-lawfare-that-targets-u-s-and-israeli-persons
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PALAIS  DES NATIONS-1211,  GENEV  A 10, SWITZERLAND

16 June  2025

Sir,

I wish  to reiterate  my  appreciation  for  the  confidence  that  the  Human  Rights

Council  continues  to place  in  my  Office  to support  the  delivery  of  a broad  range  of

crucial  mandates,  at this  deeply  troubling  time  for  the  international  community  and for

human  rights.

The  Council  is fully  aware  of  the consequences  of  the  worsening  liquidity  crisis

for  the  United  Nations  Secretariat  as a whole,  and I note  the extraordinary  cost-  and

time-saving  measures  adopted  by  the Council  itself  at its  organizational  meeting  of  2

June  2025.

In  light  of  this  situation,  my  Office  has undertaken  a review  of  the  activities

mandated  to it  by  the  Human  Rights  Council  for  2025  against  available  resources.

Despite  intensive  mitigation  efforts,  I regret  that,  for  the  second  consec:utive  year,  the

Office  will  not  be able  to aeliver  all  the  activities  mandated  by  the Council  in  full  and

on time.

While  the  remainder  of  the Council's  mandated  activities  for  2025  will  be

delivered,  almost  all  of  them  will  be reduced  in  soffie  form,  for  example  through  the

holding  of  virtual  rather  than  in-person  events.  Some  activities  mandated  for  2026  will

also be impacted  as they  will  not  be able  to be initiated  this  year,  as needed  to ensure

timely  completion.  Annex  I provides  a list  of  the  activities  that  despite  our  best  efforts

we  will  not  be able  to deliver  this  year,  even  with  such  reductions.  Annex  II  provides  an

update  on  the  status  of  the  17 Council-mandated  activities  that  were  postponed  in  2024

pursuant  to Human  Rights  Council  decision  55/115,  further  to my  letter  of  11 March

2025.  My  Office  has engaged  -  and continues  to engage  -  with  the  main  sponsors  of  all

resolutions  that  mandate  activities  impacted  by  the  liquidity  situation  and  is at the

Council's  disposal  to provide  any  additional  information  or clarification  needed.

His  Excellency

Mr.  Jiirg  Lauber

President  of  the  Human  Rights  Council
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As  you  are aware,  Intergovernrnental  Working  Groups,  Expert  Mechanisms  and

Special  Procedures  established  by  the  Human  Rights  Council  are also significantly

affected  by  the  liquidity  crisis,  including  serious  reductions  in  temis  of  sessions  and

meetings,  which  contribute  to normative  development  and guide  implementation  of

human  rights  standards  along  with  vital  country  visits.  Investigative  mechanisms  face

financial  and staffing  limitations  critically  impeding  their  work.  Resources  to implement

advisory  and  technical  cooperation  mandates,  including  to assist  States  at national  and

regional  levels,  have  been  reduced.

The  situation  is deeply  regrettable,  and  I will  not  conceal  my  concern  at the

overall  impact  that  this  will  have  on  the  promotion  and  protection  of  human  rights  on

the ground,  even  as we  pursue  efforts  to strengthen  and  bring  more  effectiveness  to the

work  of  the  United  Nations  human  rights  pillar  through  the Secretary-General's  UN80

initiative.  As  you  know,  all entities  of  the  United  Nations  Secretariat  have  been

requested  to reduce  their  regular  budget  [post  and  non-post  costs]  for  2026  by  20 per

cent.  I urge  the Council  to take  this  into  consideration  in  the creation  of  future

mandates,  including  through  steps  to minimize  duplication  and  ensure  cost  efficient

modalities  where  possible.

I am committed  to keeping  you  and  the  Council  informed  of  all  efforts

undertaken  by  my  Office  to support  implementation  of  mandated  activities,  and  more

broadly  to continued  close  cooperation  to manage  this  difficult  period  while

safeguarding,  and indeed  strengthening,  the  promotion  and protection  of  human  rights.

Please  accept,  Sir,  the assurances  of  my  highest  consideration.

Volker  Tiirk
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ANNEX I 

Human Rights Council-mandated activities that cannot be delivered in 2025 or 2026 
 

Resolution and mandated activities Status of implementation 

1. HRC resolution S-37/1: Situation of human 

rights in eastern Democratic Republic of the 

Congo 

Mandated activities include:  

- appointment of three experts in international 

human rights law and international 

humanitarian law for the Independent 

Commission of Inquiry on easter DRC by 

the President the Human Rights Council as 

soon as possible;  

- present an oral update on its activities at the 

sixty-first session of the Council, to be 

followed by an enhanced interactive 

dialogue; and 

- a comprehensive report on this topic at the 

Council’s sixty-third session, also to be 

followed by an enhanced interactive 

dialogue. 

Presentation of oral update and 

comprehensive report cannot be delivered until 

and unless funding is made available. 

2. HRC resolution 27/21: Human rights and 

unilateral coercive measures 

Mandated activities include:  

- a biannual panel discussion on the issue 

of unilateral coercive measures and 

human rights; and 

- a report on the panel discussion. 

Biannual panel and report cannot be 

delivered.   

3. HRC resolution 55/8: Support systems to 

ensure community inclusion of persons with 

disabilities 

Mandated activities include:  

- a study of the Secretary-General 

defining the administrative procedures 

and budget required to make all Council 

resolutions accessible, including in 

easy-to-understand language, as 

accessibility resources and tools for 

persons with disabilities, to be presented 

to the Human Rights Council, at its 

fifty-ninth session. 

Study of the Secretary-General cannot be 

delivered. 

4. HRC resolution 56/6: Safety of the child in 

the digital environment 

Mandated activities include:  

- five regional workshops, to assess the 

risks to the safety of the child in the 

Five regional workshops and report cannot be 

delivered. 
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digital environment and best practices 

to address these risks in different 

geographical areas, bearing in mind 

current and emerging business models; 

and  

- a report containing a summary of those 

consultations, in an accessible and 

child-friendly format, which includes 

recommendations from the different 

stakeholders for options for a 

framework on the safety of children. 

5. HRC resolution 56/10: The promotion and 

protection of human rights in the context of 

peaceful protests 

Mandated activities include:  

- a global consultation on the role of 

different stakeholders in promoting the 

application of the technical and 

practical toolkit developed pursuant to 

Council resolution 50/21, to be 

convened by the Special Rapporteur on 

the rights to freedom of peaceful 

assembly and of association, in 

collaboration with the Office of the 

High Commissioner and the United 

Nations Office on Drugs and Crime, 

before the sixty-second session of the 

Human Rights Council. 

Global consultation to be convened by the 

Special Rapporteur cannot be delivered.   

6. HRC resolution 56/11: Menstrual hygiene 

management, human rights and gender 

equality 

Mandated activities include:  

- a report on good practices identified 

and problems encountered on menstrual 

hygiene management to be submitted to 

the Human Rights Council at its sixty-

second session. 

Report cannot be delivered.   

7. HRC resolution 56/21: Accelerating 

progress towards preventing adolescent girls’ 

pregnancy  

Mandated activities include:  

- a comprehensive report on how to 

accelerate progress towards preventing 

adolescent girls’ pregnancy, to be 

presented in a child-friendly format and 

accessible to persons with disabilities, 

to the Human Rights Council at its 

sixty-two session.  

Report cannot be delivered.   
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8. HRC resolution 56/22: Elimination of all 

forms of discrimination against women and 

girls  

Mandated activities include:  

- a report on the implementation of the 

recommendations contained in the 

report A/HRC/47/51 on “Current levels 

of representation of women in human 

rights organs and mechanisms: ensuring 

gender balance”, to be published in an 

easy-to-read version and accessible 

format, to be presented to the Council at 

its sixty-second session. 

Report cannot be delivered.   

9. HRC resolution 57/6: Countering 

cyberbullying 

Mandated activities include:  

- a report on countering cyberbullying 

against older persons, identifying recent 

trends and challenges, as well as 

applicable human rights principles, 

safeguards and best practices, available 

in an accessible and easy-to-read 

format, and to present the report to the 

Human Rights Council at its sixty-

second session. 

Report cannot be delivered.   

10. HRC resolution 57/12: Local government 

and human rights  

Mandated activities include:  

- a one-day panel discussion, in a hybrid 

format and fully accessible to persons 

with disabilities, to be held prior to the 

sixtieth session of the Human Rights 

Council; and  

- a report to compile and analyze best 

practices, to be presented to the Council 

at its sixty-third session, including in an 

accessible and easy-to-read format.  

One-day panel discussion and report cannot 

be delivered.   

11. HRC resolution 57/18: Elimination of 

domestic violence 

Mandated activities include:  

- an intersessional panel discussion on the 

intensification of efforts to prevent and 

eliminate domestic violence, to be held 

before its sixty-first session; and  

- a comprehensive report, in an accessible 

and easy-to-read format, to be presented 

to the Council at its sixty-second 

session. 

Intersessional panel discussion and report 

cannot be delivered.   
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12. HRC resolution 57/24: Education as a tool 

to prevent racism, racial discrimination, 

xenophobia and related intolerance 

Mandated activities include: 

- a comprehensive report analysing 

relevant education-related practices and 

measures to prevent racism, racial 

discrimination, xenophobia and related 

intolerance, accessible to persons with 

disabilities, including in an accessible 

and easy to read format, to be submitted 

to the Human Rights Council at its 

sixty-third session. 

Report cannot be delivered.   

13. HRC resolution 57/29: Promotion, 

protection and enjoyment of human rights on 

the Internet 

Mandated activities include:  

- a written report on a human rights 

approach to meaningful connectivity 

and to overcoming digital divides, 

including by addressing threats to an 

individuals’ access to the Internet, to be 

presented to the Human Rights Council 

at its sixty-second session, followed by 

an interactive dialogue. 

Report and interactive dialogue cannot be 

delivered.   

 

Human Rights Council-mandated activities that can only be partially delivered in 2025 or 2026 

14. HRC resolution 52/14 (and 37/24): 

Promotion and protection of human rights 

and the implementation of the 2030 Agenda 

for Sustainable Development 

Mandated activities include:  

- an Intersessional meeting to be held in 

advance of the 2026 meeting of the 

high-level political forum, and a 

summary report to be presented to sixty-

second session of the Human Rights 

Council; and  

- a report on best practices, challenges 

and lessons learned concerning 

integrated approaches to the promotion 

and protection of human rights and the 

implementation of the 2030 Agenda at 

the global level, to be presented to the 

Human Rights Council at its sixtieth 

session. 

Report on best practices to be submitted in 

2025, but after the sixtieth session of the Human 

Rights Council. 

The 2025 Intersessional meeting was held in 

January 2025. However, the 2026 

Intersessional meeting (planned to be held in 

January or February 2026) cannot be delivered.   

15. HRC resolution 55/9: Right to work 

Mandated activities include:  

Panel discussion was held at the fifty-eighth 

session of the Human Rights Council.  
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- a panel discussion on the realization of 

the rights to work and to social security 

in the informal economy, in the context 

of sustainable and inclusive economies, 

to be held during the fifty-eighth session 

of the Human Rights Council; and 

- an analytical report on the realization of 

the rights to work and to social security 

in the informal economy, based on the 

panel discussion, to be submitted to the 

Human Rights Council at its sixtieth 

session. 

However, the analytical report cannot be 

delivered.   

16. HRC resolution 56/7: Freedom of opinion 

and expression 

Mandated activities include:  

- a half-day expert workshop on the 

impact of the use of strategic lawsuits 

against public participation on the 

enjoyment and realization of human 

rights to be convened before the fifty-

ninth session of the Council, with 

webcasting and fully accessible to 

persons with disabilities; and 

- a report on the impact of the use of 

strategic lawsuits against public 

participation on the enjoyment and 

realization of human rights, in particular 

the right to freedom of opinion and 

expression, published in formats 

accessible to persons with disabilities, 

and to present it to the Human Rights 

Council at its sixty-third session. 

The half-day expert workshop was held online 

(in May 2025), without interpretation or 

accessibility.  

 

However, the report (due to be prepared in 

2025) cannot be delivered.   

 

17. HRC resolution 56/20: Human rights in 

the context of HIV and AIDS 

Mandated activities include:  

- a panel discussion, accessible to persons 

with disabilities, to discuss the 

realization of human rights in sustaining 

and increasing the gains made in the 

HIV response and leaving no one 

behind, to be convened at the fifty-

eighth session of the Human Rights 

Council; and 

- a report, on a sustainable HIV response 

with regard to the human rights of 

persons living with, at risk of or 

affected by HIV, taking into 

consideration the outcomes of the panel 

discussion, to be submitted to the 

Human Rights Council, in formats 

Panel discussion was held at the fifty-eighth 

session of the Human Rights Council.  

However, the report cannot be delivered.   
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accessible to persons with disabilities, at 

its sixtieth session, under agenda item 3. 

18. HRC resolution 57/13: The human rights 

to safe drinking water and sanitation 

Mandated activities include:  

- a panel discussion to be convened, at 

the fifty-ninth session of the Human 

Rights Council, on the realization of the 

human rights to safe drinking water and 

sanitation, with a particular focus on 

mainstreaming the human rights of safe 

drinking water and sanitation into the 

upcoming 2026 United Nations Water 

Conference; and  

- a summary report on the panel 

discussion to be presented to the Human 

Rights Council at its sixty-first session. 

Panel to be convened at the fifty-ninth session 

of the Human Rights Council.  

Summary report cannot be delivered.   

 



ANNEX II 

Update on activities postponed by HRC decision 55/115 of 15 April 2024 

June 2025 

There were 17 activities postponed by HRC decision 55/115 of 15 April 2024. The update provided 

below on the status of implementation of these postponed activities should be read in conjunction with 

the update provided on 11 March 2025. In relation to activities postponed and due to take place in 

2025, the information below is indicative of what is planned for 2025, but implementation remains 

subject to availability of funds. 

1. Human Rights Council resolution 33/25 on the Expert Mechanism on the Rights of 

Indigenous Peoples  

The Expert Mechanism annual inter-sessional seminar was not held in 2024. The 2025 annual inter-sessional 

seminar will be held from 1 to 5 December 2025. 

2. Human Rights Council resolution 52/31 on the situation of human rights in Myanmar 

The report mandated under resolution 52/31 was cancelled and pertinent information was integrated in the report 

presented under resolution 50/31 also on Myanmar. There are no activities pending under resolution 52/31 and 

therefore this activity is completed. (Information in letter of 11 March 2025). 

3. Human Rights Council resolution 51/33 on promoting international cooperation to support 

national mechanisms for implementation, reporting and follow-up 

The one-day seminar originally planned for 2024 and postponed through Council decision 55/115 is being held 

on 30 June in room XVII with accessible services and simultaneous interpretation in English, French, Russian 

and Spanish as well as International Sign Language. Due to the liquidity situation, OHCHR will not be able to 

support the travel of participants as originally foreseen in the resolution programme budget implication. To 

ensure some form of remote participation to the seminar, webcasting will be provided, using available resources.  

The virtual knowledge hub for national mechanisms foreseen in operative paragraph 5 of the resolution is 

scheduled to be launched with minimum content in September 2025. Due to the liquidity situation, OHCHR was 

unable to recruit a developer to build the full infrastructure of the hub. However, OHCHR is making efforts to 

enable the launch of the hub with minimum content in September 2025, using available resources. The hub will 

consist of one landing page with access to the three hubs mandated by the Human Rights Council pursuant to 

resolutions 51/33, 57/32 and 54/22. 

4. Human Rights Council resolution 52/11 on the question of the realization in all countries of 

economic, social and cultural rights 

The preparation of a practical information note compiling best practices on social protection with regard to 

human rights was prepared before the 57th session of the Human Rights Council (instead of before the 55th 

session of the Human Rights Council) and is available here: 

https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/socialsecurity/Social-Security-Practical-Information-

Note.pdf. The mandate was completed albeit with some delay. (Information in letter of 11 March 2025). 

5. Human Rights Council resolutions 28/14 and 52/22 on human rights, democracy and the rule 

of law 

The fifth session of the Forum on Human Rights, Democracy and the Rule of Law will be held in 2025. 

Delivery of this mandate is, however, expected to be reduced, due to the RB liquidity situation, including the 

holding of the Forum with a reduced number of participants funded with RB. 

6. Human Rights Council resolution 53/11 on the enhancement of international cooperation in 

the field of human rights 

https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/socialsecurity/Social-Security-Practical-Information-Note.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/socialsecurity/Social-Security-Practical-Information-Note.pdf


Of the five regional seminars to be organized, four were postponed to 2025 and one to 2026. Delivery of this 

mandate is expected to be modified, due to the RB liquidity situation, including the holding of only one in-

person regional seminar. OHCHR is exploring the possibility of holding the other three meetings online or 

holding other forms of virtual consultations to produce a summary report, due to be presented to the Human 

Rights Council at its sixty-third session. Due to the end of the “business continuity”, Conference Services no 

longer provide interpretation for online meetings. The organization of the regional seminar planned in 2026 is 

subject to availability of resources. 

7. Human Rights Council resolution 53/13 on civil society space  

Mandated activities included the preparation of a thematic report that identifies challenges and best practices in 

regularly assessing civic space trends and contains recommendations with a view to enhancing information-

gathering on civic space, and presentation of the report to the Human Rights Council at its 56th session. The 

report was presented to the Human Rights Council at its 57th session (A/HRC/57/31). The mandate was 

completed in 2024 albeit with a slight delay. (Information in letter of 11 March 2025). 

8. Human Rights Council resolution 53/16, entitled “The right to a nationality: equality in 

nationality rights in law and in practice” 

The half-day expert workshop was held before the fifty-ninth session of the Human Rights Council, on 6 May 

2025 (https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/ruleoflaw/22042025-conceptnote-expert-

workshop-r.pdf). The summary report on the workshop will be submitted to the Human Rights Council at its 

sixtieth session. 

9. Human Rights Council resolution 53/21 on the incompatibility between democracy and 

racism 

The intersessional high-level panel discussion was due before the fifty-ninth session of the Human Rights 

Council. The mandate will be completed in 2025, albeit with a slight delay. The summary report on the panel 

discussion, which was due to be submitted to the Human Rights Council at its sixtieth session, will also be 

completed in 2025, albeit with a slight delay. 

10. Human Rights Council resolution 53/23, entitled “Child, early and forced marriage: ending 

and preventing forced marriage” 

The mandate includes the elaboration of guidelines, to be presented in a comprehensive report, to the Human 

Rights Council at its sixty-second session. The mandate also requested the holding of consultations to facilitate 

the open, transparent and inclusive elaboration of the guidelines. Of the five consultations that were planned, 

four are due to be held in 2025 and one in 2026. Delivery of this mandate is expected to be modified, due to the 

RB liquidity situation, including the holding of only one in-person consultation. OHCHR is exploring the 

possibility to hold the other three meetings online or hold other forms of virtual consultations to produce the 

guidelines, due to be presented to the Human Rights Council at its sixty-second session. Due to the end of the 

“business continuity”, Conference Services no longer provide interpretation for online meetings. The guidelines 

will be presented, in a comprehensive report, to the Human Rights Council at its sixty-second session.  

11. Human Rights Council resolution 53/28 on the contribution of development to the enjoyment 

of all human rights  

Mandated activities included the preparation of a compilation of best practices in the contribution of 

development to the promotion and protection of all human rights in the context of recovery from the coronavirus 

disease (COVID-19) pandemic, and submission of the document, including in an accessible and easy-to-read 

format, to the Human Rights Council at its 56th session. The compilation of best practices was submitted to the 

Human Rights Council at its 57th session (A/HRC/57/33). The mandate was completed in 2024 albeit with a 

slight delay. (Information in letter of 11 March 2025). 

12. Human Rights Council resolution 54/21 on the right to privacy in the digital age 

Mandated activities included the preparation of a report on challenges and risks with regard to discrimination 

and unequal enjoyment of the right to privacy associated with data, identification and clarification of related 

https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/ruleoflaw/22042025-conceptnote-expert-workshop-r.pdf
https://www.ohchr.org/sites/default/files/documents/issues/ruleoflaw/22042025-conceptnote-expert-workshop-r.pdf


human rights principles, safeguards and best practices. The report will be presented to the Human Rights 

Council at its sixtieth session, to be followed by an interactive dialogue.  

13. Human Rights Council resolution 54/23 on the situation of human rights in the Russian 

Federation 

The Special Rapporteur on the situation of human rights in the Russian Federation will travel to Geneva to hold 

the annual consultation with States, OHCHR and relevant stakeholders at the margin of the 59th session of the 

Council.  

In addition, she will present her annual report to the Council at its 60th session and to the General Assembly at 

its 80th session. 

Two consultations with stakeholders are planned to take place in September 2025 in Geneva and in October 

2025 in New York, in the margins of the presentations of her report. The number of participants in the 

consultations will be reduced due to limited resources available.  

14. Human Rights Council resolution 54/25 on a world of sports free from racism, racial 

discrimination, xenophobia and related intolerance 

Two regional consultations have already been held in 2025. 

15. Human Rights Council resolution 54/27, entitled “From rhetoric to reality: a global call for 

concrete action against racism, racial discrimination, xenophobia and related intolerance” 

The expert study will be presented to the Human Rights Council at its sixtieth session. 

The communications strategy will continue in 2025 and include the delivery of communications outputs for 

social media and web-based platforms. The delivery of this mandate is expected to be slightly reduced, due to 

the RB liquidity situation, including fewer digital products and activities to be held in 2025. 

16. Human Rights Council resolution 54/28 on enhancement of technical cooperation and 

capacity-building in the field of human rights 

Using limited available resources, OHCHR made progress to develop the UPR Hub, in collaboration with other 

Human Rights Council-mandated hubs (the NMIRF Hub pursuant to resolution 51/33; the UPR online 

repository pursuant to resolution 57/32; and the ESR Hub pursuant to resolution 54/22). Efforts resulted in the 

advancement of the development of the OHCHR Human Rights Knowledge Gateway, which will host the three 

mandated knowledge hubs. Interdivisional teams have been mapping business and technical requirements and 

conducting broad consultations to ensure coherence, relevance and successful integration. Progress was made in 

developing common criteria for documenting promising and good human rights practices, and in establishing a 

unified taxonomy to ensure coherence across all hubs. 

17. Human Rights Council resolution 54/30, entitled “Penitentiary system, security and justice: 

enhancement of technical cooperation and capacity-building to protect human rights in 

Honduras” 

Due to limited resources available, fewer workshops and with less participants can be organized. This will 

impact progress on establishing an inter-institutional agreement between the Judicial Power, the Attorney 

General’s Office, and the Security Secretariat to improve the investigation and sanction of crimes committed 

against women. 

Fewer workshops will result in reduced opportunities for authorities to learn about and choose other models for 

prison management based on international human rights standards. 

Key outputs, including a human rights-focused prison management plan; a complaints protocol; a guide on 

police procedures with a human rights perspective; and a detention protocol with a human rights perspective, 

will not be fully delivered. 


